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Esslingen ist besetzt. Seit heute 
Nachmittag um 14.00Uhr sind zwei 
weitere Hochschulen im Raum 
Stuttgart besetzt. Neben der PH 
Ludwigsburg hat sich nun auch 
die Hochschule Esslingen dazu 
entschlossen mitzukªmpfen f¿r 
ein besseres Bildungssystem. Von 
der lautstarken Demo und dem 
Durchhaltevermºgen und Kampfgeist 
der BesetzerInnen in Stuttgart 
bestªrkt, hat die auÇerordentliche 
S tudierendenvol lversammlung 
heute beschlossen, auch Teil des 
bundesweiten Flªchenbrandes zu 
sein. Nahezu einstimmig stimmten 
die Studierenden f¿r die Besetzung. 
Vom Standort Stadtmitte zog eine 
Masse von Bildungsstreikenden in 
den grºÇten Hºrsaal der gesamten 
Hochschule. Damit wird der verfehlten 
Bildungspolitik des Landes Baden-
W¿rttemberg eine deutliche Abfuhr 
erteilt. Dort angekommen wurde 
nicht lange gezºgert und die schon im 
Vorfeld koordinierten Arbeitsgruppen 
begannen sofort mit den notwendigen 
Schritten. Binnen weniger Minuten 
hingen die ersten Transparente. Bei 
den Studierenden herrschte reges 
Interesse, da die Auswirkungen dieses 
Bildungssystems an der Hochschule 
Esslingen bereits deutlich sp¿rbar 
sind. 
Das ªuÇert sich z.B. in der akuten 
Raumnot, vor allem am Standort 
FlandernstraÇe. Dort stehen den 
Studierenden nur die Hªlfte der 
benºtigten Raumkapazitªten zu 
Verf¿gung. Vor allem werden die 
wenigen Wahlmºglichkeiten und 

Der S¿den brennt!
Mitspracherechte immer weiter 
eingeschrªnkt. Es kann nur noch 
nach einem stur festgelegten Schema 
gelernt werden. Es bleibt kein Platz 
f¿r persºnliche Interessen und 
Fªhigkeiten. Selbstverwirklichung 
ausgeschlossen! 
Durch die Einf¿hrung des Bachelor-/
Mastersystems entstand zusªtzlich ein 

viel zu hoher Workload, der von den 
Studierenden nicht mehr bewªltigt 
werden kann. Zudem m¿ssen viele 
arbeiten um sich das Studium erst 
ý nanzieren zu kºnnen.
Aber nicht nur die Bedingungen f¿r 
die Studierenden, sondern auch die 
Verhªltnisse, unter denen Lehrende 
und Verwaltungskrªfte leiden, m¿ssen 
schnellstmºglich verbessert werden. 
Durch den ernormen Zeitdruck, den 
der Bologna-Prozess mit sich bringt, 
mutiert die eigentlich freie, kritische 
Lehre zu einem FlieÇbandprodukt 
ohne Entfaltungsspielraum 
f¿r Dozierende und Studierende. 

Diese Zustªnde sind so f¿r uns nicht 
lªnger hinnehmbar! 
Deshalb m¿ssen wir f¿r unsere Rechte 
kªmpfen. Es reicht nicht mehr sich nur 
zu beklagen. Wenn wir wollen, dass 
sich etwas ªndert, m¿ssen wir daf¿r 
kªmpfen! Auch aus Solidaritªt mit all 
denen, die nach uns kommen und die 
unter immer schlechter werdenden 
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von Bjºrn Schemberra

Im Schach prescht man nicht einfach 
drauf los. Erst bringt man seine 
Figuren aufs Spielfeld, den Kºnig in 
Sicherheit, tauscht eventuell Figuren 
ein oder versucht, im Laufe des Spiels 
einen Bauern in eine hºherwertige 
Spielý gur zu verwandeln, indem man 
den Bauer auf das Umwandlungsfeld 
auf der letzten Reihe bringt. 
Im Sommer preschte Kºnig 
Ressel einfach voraus. Vºllig 
ungedeckt verk¿ndetete er die 
Durchf¿hrung eines Masterplans, 
welcher die Umwidmung von ¿ber 
20 Professuren zu Gunsten der 
Exzellenzinitative vorsieht und 
welcher einer faktischen Abschaffung 
vieler Geisteswissenschaften und 

Die Stuttgarter Erºffnung

einer R¿ckkehr zur TU Stuttgart 
gleichkommt. Gerade durch 
dieses rigide Vorgehen kam Herr 
Ressel in die massive Kritik von 
Studierenden, Presse und sogar der 
Professorenschaft, die vor allem seine  
Methode, dass zuerst Presse und dann 
Universitªtsmitglieder informiert 
wurden, angriff. 
Der Rektor musste sich vorsehen, 
damit er nicht vorzeitig geschlagen 
werden konnte und ªnderte seine 
Taktik. Von Seiten des Rektorats wurde 
versucht, den Bildungsstreik f¿r die 
eigenen Anliegen zu vereinnahmen. 
Es wurde mit Verstªndnis auf den 
Bildungsstreik reagiert, wie z.B. 

im Newsletter der Universitªt, 
wo fast schon versºhnliche Tºne 
angeschlagen wurden [1]
Der Spieler hat also seine Taktik 
verªndert, er setzt nicht mehr auf 
direkte Konfronation. Man muss 
jedoch betonen, dass das Ziel 
der Sache die selbe bleibt: Die 
Durchsetzung des Masterplans - das 
Schachmatt f¿r die Volluniversitªt 
Auch im wichtigsten Gremium 
zur Erreichung dieses Ziels tut 
sich was. In meinem Artikel in der 
Studierendenzeitung vom 20.7.2009 
[2] schrieb ich ¿ber die Hintergr¿nde 
des sog. Unirats, oder im Gesetzestext 
auch als ñAufsichtsratò bezeichnet. 
Der Unirat ist das oberste 
Gremium an der Universitªt mit 
Entscheidungskompetenz. Sie geht so 

weit, dass im Unirat Beschl¿sse ¿ber 
Struktur- und Entwicklungsplªne, 
¿ber den Haushaltsplan und ¿ber 
die Mittelverteilung gefasst werden, 
wohingegen der Senat nur berechtigt 
ist, eine Stellungnahme zu diesen 
Themen abzugeben und nicht 
mitbestimmen kann [3]. 
Warum ist dies problematisch? Im 
Unirat sitzt  ï obwohl es sich um das 
hºchste universitªre Gremium handelt 
ï genau ein studentischer Vertreter. 
Um dem noch ein Sahnehªubchen 
aufzusetzen, sei hier erwªhnt, dass 
dieser nur eine beratende Stimme, 
also kein Stimmrecht besitzt.
Der Unirat wird auÇerdem von 
externen Vertretern dominiert ï sie 
stellen die Mehrheit, nªmlich 6 Sitze. 
Die Professoren haben drei Sitze, der 
akademische Mittelbau sowie die 
Studierenden jeweils einen. 
Der Universitªtsrat zeigt also ein 
strukturelles Problem im Bezug auf 
Mitbestimmung an der Universitªt 
auf. In allen Bundeslªndern ist er mit 
hohen Entscheidungskompetenzen 
ausgestattet. 
Nun gab es im Sommer in 
Stuttgart eine Umstruktrurierung 
der personellen Besetzung des 
Unirats [4]. Der Stuttgarter 
Oberb¿rgermeister Wolfgang 
Schuster sowie Berthold Leibinger, 
der Aufsichtsratsvorsitzende der 
Trumpf GmbH + Co, wurden ersetzt. Demonstration am 21.11. in Stuttgart
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Letzterer k¿ndigte schon vor lªngerer 
Zeit an, dass er nicht mehr f¿r das 
Amt zur Verf¿gung stehen w¿rde, 
wohingegen das Ausscheiden den 
Oberb¿rgermeisters ¿berraschend 
kam. GemªÇ einer Resolution des 
Gemeinderates hªtte sich Schuster 
gegen den Masterplan stellen m¿ssen, 
wªre es ernst geworden. 
Eine Stellungnahme zu einem 
mºglichen Zusammenhang 
zur Neubesetzung lehnte die 
Universitªtsleitung mit den Worten 
ab, dass ñ[d]ie gesamte Wahl [..] 
von der Findungskommission und 
nicht von der Universitªt begleitet 
[wird], deshalb macht die Uni keine 
Angaben zum Wahlprozess.ò [5] 
Das ist durchaus interessant, denn 
die Findungskommission selbst ist 
basisdemokratisch nur sehr schwach 
legitimiert: Zwar ý nden sich zwei 
Vertreter des Senats darin, welcher 
von Universitªtsangehºrigen gewªhlt 
wird, aber eben auch zwei Vertreter des 
nicht demokratisch gewªhlten Unirats 

sowie einem Vertreter des Landes mit 
doppelter Stimmgewichtung (LHG 
ÄÄ20 Abs 4, siehe [3]). 
Die zwei neuen externen Vertreter im 
Unirat sind Martin Jetter von IBM 
Deutschland und Dr. Barbara Bludau 
von der Max-Planck-Gesellschaft. 
Damit ist die Schieþ age der externen 
Vertreter nun perfekt: Nur einziger 
Vertreter ist aus einem nicht-
naturwissenschaftlichen oder nicht-
technischen Bereich [6]. Von einem 
gesellschaftlichen Querschnitt kann 
man nun noch weniger sprechen.
Nach seiner misslungenen Erºffnung 
tauscht Ressel seine Figuren jetzt ein 
und baut das Spiel langsam aus. Es ist 
an uns, die passenden Antworten zu 
entwickeln. Jedoch darf man sich nicht 
einfach auf Taktik, also das kurzfristige 
Reagieren auf Bedrohungsituationen, 
wie dem Masterplan beschrªnken, 
sondern muss analysieren, wie der 
Gegener spielt und eine wirkliche 
Gegenstrategie entwickeln. F¿r 
mich bedeutet dies eine Kritik der 

Strukturen und der Bedingungen, 
unter denen solche Germien wie 
der Unirat ¿berhaupt ent- und 
bestehen kºnnen. Eine direkt von 
Unternehmern gef¿hrte Hochschule 
geht einher mit einer unternehmerisch 
gef¿hrten Hochschule. Es ist die 
Ideologie des Neoliberalismus. Hierin 
liegt der Angriffspunkt.  

[1]http://www.uni-stuttgart.de/aktuelles/news/2009/
03/news0309.pdf , Zugriff 25.11.2009

[ 2 ] h t t p : / / z e i t u n g . a k b i l d u n g s t u t t g a r t . d e /
ged ruck tea r t i ke l / ausgabe -1 -20072009 /3 -
universitaetsrat.html

[3]Landeshochschulgesetz von Baden-
W¿rttemberg, LHG ÄÄ19 und ÄÄ20 . http:
//mwk.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/pdf/
gesetze/2_Hochschul_Gesetzblatt010105.pdf, 2005 
, Zugriff 6.7.2009 
[4] http://www.uni-stuttgart.de/aktuelles/presse/
2006/84.html , Zugriff am 25.11.2009
[5]http://www.stuttgarter-zeitung.de/stz/page/
2138197_0_6476_-universitaet-stuttgart-schuster-
nicht-mehr-im-unirat.html , Zugriff am 25.11.2009

[6]ht tp: / /www.uni-s tut tgart .de/ueberbl ick/
organisation/organe/ , Zugriff 25.11.2009

von Frank Herzog, LRT

Bei der Einf¿hrungsveranstaltung 
zum neu aufgebauten Bachelor-
Studiengang wurde uns unter anderem 
das neue Credit-Point-System erklªrt. 
F¿r alle, die dieses System noch nicht 
kennen, die Credit Points (CP) sollen 
grundsªtzlich dar¿ber Auskunft geben 
wie hoch der Arbeitsaufwand ist, den 
der Studierende in jedem Modul 
zu leisten hat. Dabei entspricht 
1 CP ca. 30 Arbeitsstunden. So 
sollen pro Semester mindestens 30 
Credit Points erreicht werden, was 
einem Arbeitsaufwand von ca. 900 
Arbeitsstunden entspricht. Das ist auf 
6 Monate verteilt ein Aufwand von 
37,5 Stunden pro Woche.
Das erscheint auf den ersten Blick 
durchaus machbar. Doch Probleme 
entstehen f¿r diejenigen, die nicht 
zum wohlhabenderen Teil unserer 
Gesellschaft gehºren. Sie stehen 
noch zusªtzlich vor der Aufgabe ihr 

Wer kann sich ein Studium leisten? 
Eine Beispielrechnung!

Studium selbstªndig  ý nanzieren zu 
m¿ssen, ohne dabei von den Eltern, 
Verwandten, etc. abhªngig zu sein 
und ohne Verschuldung ¿ber die 
Runden zu kommen.
Ein Student, der das Gl¿ck hat im 
¿berf¿llten Wohnheim einen Platz 
zu bekommen zahlt ca. 220 Euro 
Miete im Monat. Dazu kommen 
225 Euro f¿r Essen und Getrªnke, 
sowie 30 Euro f¿r B¿cher und andere 
Lernmaterialien und schlieÇlich 70 
Euro f¿r Kleidung, Waschen und 
diverse Kosmetikartikel.
Zu dieser Summe m¿ssen noch die 
Studien- plus Verwaltungsgeb¿hren 
von 613 Euro im Semester sowie 
einmalig 168 Euro f¿r ein VVS-Ticket 
gerechnet werden, das z.B. benºtigt 
wird, wenn man seine Vorlesungen 
auf den Campus Stadtmitte und 
Vaihingen verteilt hat.
Alles in Allem belªuft sich die 
Summe, die alle entstehenden Kosten 
unseres Studenten abdeckt auf ca. 

4013 Euro im Semester.
Das sind 669 Euro im Monat und 
damit auf vier Wochen verteilt 167 
Euro pro Woche.
Nehmen wir an unser Student w¿rde 
einen Job ý nden, bei dem er 7 Euro 
auf die Stunde verdient. Das w¿rde 
bedeuten, er m¿sste neben seinem 
Studium knapp 24 Stunden pro 
Woche, d.h. drei volle 8-Stunden Tage 
arbeiten.
Selbst wenn unser Student es schaffen 
sollte sein Studium (mit mindestens 
37,5 Stunden Zeitaufwand) mit 
seinem Job zu vereinbaren, wozu 
sicher nur die wenigsten von uns 
in der Lage wªren, wo bliebe dann 
noch Zeit f¿r soziale Kontakte, f¿r 
Freunde, f¿r ein Leben auÇerhalb des 
Studiums, das uns auf die Arbeitswelt 
vorbereiten soll ?
Doch daf¿r hat unser Student 
wahrscheinlich sowieso keinen Cent 
mehr ¿brig.
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Ein Diskussionsbeitrag von 
Wolfram Klein

Die Hºrsaalbesetzungs-Bewegung 
ist in ¥sterreich spontan entstanden. 
Sie ist, ausgehend von Heidelberg, 
von immer mehr Hochschulen in 
Deutschland aufgegriffen worden. 
Auch jetzt noch diskutieren 
Studierende (z.B. an der FH 
Esslingen), ob sie auch Hºrsªle 
besetzen wollen. In den besetzen 
Hºrsªlen haben die Studierenden in 
Plena Forderungen diskutiert, die 
sich weitgehend ªhneln. Das ist kein 
Wunder: die Forderungen kn¿pfen an 
die in den verschiedenen Protesten 
der letzten Jahre entwickelten 
Forderungen an. Und vor allem: 
sie sind eine Antwort auf die realen 
Probleme, die den Studierenden 
auf den Nªgeln brennen. In Baden-
W¿rttemberg haben Studierende 
der besetzten Hºrsªle in den letzten 
Nªchten in Skype-Konferenzen 
gemeinsame Forderungen an die 
Landesregierung diskutiert.
Eine entscheidende Frage ist aber noch 
sehr unklar: in welcher Weise sind die 
Hºrsaalbesetzungen ein Hebel, um 
unsere Forderungen durchzusetzen? 
Das ist nicht schlimm. Es ist aber 
wichtig, in der nªchsten Zeit in diese 
Frage mehr Klarheit zu bringen. 
Eine einfache Antwort auf die Frage 
ist: Sie dienen als Druckmittel. Aber 
auf wen m¿ssen wir Druck aus¿ben?
Die Rahmenbedingungen der 
Hochschulen werden durch die Politik, 
vor allem die Landesregierung, 
geschaffen. Der ĂSolidarpaktò 
zwischen Land und Hochschulen 
hat seit 1996 die Mittel f¿r die 
Hochschulen (bei steigenden Preisen) 
eingefroren. Deshalb suchen Rektoren 
wie Ressel hªnderingend nach 
zusªtzlichen Geldmitteln. Eine solche 
Geldquelle ist die Exzellenzinitiative 
der Bundesregierung. Deshalb 
versuchte Ressel mit seinem 
Masterplan, Geld aus diesem Topf zu 
bekommen. Deshalb wird er es wieder 
versuchen, wird auf den Masterplan 
ein Masterplan 2.0 etc. folgen. Der 

Wie kºnnen wir unsere Ziele erreichen? 
einzige Ausweg aus dieser Sackgasse 
ist, die Landesregierung zu zwingen, 
die Hochschulen bedarfsgerecht zu 
ý nanzieren. Deshalb sind gemeinsame 
Forderungen an die Landesregierung 
zentral und ein koordiniertes Vorgehen 
der Studierenden der richtige Schritt. 
Aber die Hºrsaalbesetzungen ¿ben 
bisher auf die Landesregierung 
noch weniger Druck aus als auf die 
Rektoren. Wie kºnnen wir den Druck 
steigern?

Ein umfassendes Programm oder 
einzelne Forderungen?

Hochschulen, die Folgen von Bachelor 
und Master, von Modularisierung etc. 
aufzuklªren. Aber wenn wir aus dem 
Forderungskatalog ein paar zentrale 
Forderungen herausgreifen und 
sagen, wir setzen diese Bewegung 
fort, bis diese Forderungen erreicht 
sind, wªre das in meinen Augen keine 
Schwªchung, sondern eine Stªrkung. 
Ich sehe nicht die Gefahr, dass ein 
solcher Erfolg (den wir erst einmal 
erreichen m¿ssen!) dazu f¿hren 
w¿rde, dass die Studierenden danach 
zufrieden die Hªnde in den SchoÇ 
legen. Dazu sind die Zustªnde an den 
Hochschulen zu schlecht. 
Und vor allem: eines unserer grºÇten 
Probleme ist das Gef¿hl: Ăman 
kann nichts ªndernò, Ădie da oben 
machen doch, was sie wollenò. 
Das stimmt nicht. In Hessen sind 
die Studiengeb¿hren abgeschafft 
worden, im Saarland steht das im 
Koalitionsvertrag der neuen Regierung 
und auch in Baden-W¿rttemberg 
wurden sie durch die Ausweitung der 
Geschwister-Regelung abgemildert. 
Das war eine indirekte Folge unserer 
Proteste. Der beste Beweis, dass es 
nicht einfach die Folge von Wahl-
Arithmetik war, ist, dass Koch nach 
seiner Wiederwahl bisher nicht 
gewagt hat, erneut Studiengeb¿hren 
einzuf¿hren. 
Aber da es nur eine indirekte Folge 
war, sehen viele den Zusammenhang 
nicht. Wenn wir jetzt Zugestªndnisse 
als direkte Folge unserer Proteste 
erreichen, wªre das eine enorme 
Ermutigung f¿r k¿nftige Proteste. Es 
wªre eine Br¿cke, um im nªchsten 
Anlauf weitere Teile unseres 
Forderungskatalogs durchzusetzen, 
nicht eine Barriere dabei. 
F¿r die aktuelle Bewegung w¿rde es 
bedeuten, dass es den Studierenden 
(sowohl Hochschulen, die sich 
noch nicht beteiligen als auch 
jedem einzelnen Studierenden) 
deutlicher machen w¿rde, was es 
bedeutet, sich an ihr zu beteiligen, 
nªmlich: am Ball zu bleiben, bis 
diese bestimmten Forderungen 
durchgekªmpft sind. W¿rde das 
nicht die Hemmschwelle senken, an 

Beim ersten Plenum am Abend der 
Besetzung kam die Frage auf, ob es 
richtig ist, so viele Forderungen zu richtig ist, so viele Forderungen zu 
formulieren und es nicht besser wªre, 
sich auf ein paar zentrale Forderungen 
zu beschrªnken? Es wurde ªhnlich 
wie bei anderen Hochschulen ein 
umfassendes Programm beschlossen. 
Der Gedanke, dass sich an den 
Hochschulen grundlegend etwas 
ªndern muss und wir uns nicht mit 
einzelnen Forderungen begn¿gen 
d¿rfen, ist vºllig richtig. 
Trotzdem wird kaum jemand 
glauben, dass wir jetzt, durch diese 
Bewegung auf einen Schlag alle 
unsere Forderungen durchsetzen 
kºnnen. Es ist notwendig, innerhalb 
der Studierendenschaft ¿ber den 
gesamten Forderungskatalog zu 
diskutieren und die ¥ffentlichkeit 
¿ber die wirkliche Situation an den 



weiteren Hochschulen Hºrsªle zu 
besetzen und die Hºrsaalbesetzungen 
mit weiteren KampfmaÇnahmen zu 
kombinieren, z.B. befristeten und 
unbefristeten Streiks? Ich ý nde, 
nach der landesweiten Diskussion 
¿ber den Forderungskatalog wªren 
Diskussionen ¿ber diese Fragen der 
richtige nªchste Schritt.
Sinnvoll wªren dabei solche 
Forderungen, bei denen leicht 
¿berpr¿ft werden kann, ob sie 
wirklich erf¿llt wurden. Eine Reform 
der BA/MA-Studiengªnge unter 
Einbeziehung der Studierenden ist 
sehr wichtig. Aber es ist schwer, bei 
einer Reform durch die Regierung 

festzumachen, ob die Forderung 
erf¿llt wurde, ob es eine Verbesserung 
oder Verschlimmbesserung ist etc. 
Wenn die Regierung Forderungen 
wie z.B. die Abschaffung der 
Studiengeb¿hren, einen Masterplatz 
f¿r jeden Bachelor oder die Verfasste 
Studierendenschaft akzeptiert, 
kann man spªter klarer sagen: sie 
hat ihr Versprechen gehalten oder 
gebrochen. Dann kann man im einen 
Fall den Sieg feiern und im anderen 
vor Wut toben und in beiden Fªllen 
zum Weiterkªmpfen motiviert sein. 
Wir hªtten nicht das Problem, dass 
wir uns unter einander streiten, ob das 
jetzt das ist, was wir gewollt haben.

Das Pendel, das jahrelang hin zu 
immer mehr Studiengeb¿hren 
schwang, schwingt seit ein paar 
Jahren wieder zur¿ck (siehe oben: 
Hessen, Saarland, Geschwister-
Regelung). Jetzt gibt uns die 
groÇartige Bewegung, die aus 
¥sterreich zu uns gekommen ist, 
die unverhoffte Chance, diesem 
Zur¿ckschwingen zusªtzlichen 
Schwung zu verleihen. Nutzen 
wir sie, bevor das Pendel (unter 
dem Druck der Lºcher in den 
ºffentlichen Kassen etc.) wieder 
in die falsche Richtung schwingt. 
Schmieden wir das Eisen, so lange 
es heiÇ ist.

Kommentar von A. Rhizom und S. 
Sisek

ĂDer Studenten-Aufruhr hat Erfolg! 
Nach tagelangen Protesten an 
deutschen Universitªten knickt die 
Politik vor den Forderungen der 
Studenten ein. Zumindest in einigen 
Punkten sollen Verbesserungen 
kommen!ò (Bild.de)1 

ĂDie Proteste zehntausender Sch¿ler 
und Studenten tragen erste Fr¿chte: 
Niedersachsens Wissenschaftsminister 
Lutz Stratmann hat Reformen 
bei den Bachelor-Studiengªngen 
angek¿ndigt. Das Studium soll unter 
anderem so umgebaut werden, dass 
ein Bachelor zur Aus¿bung eines 
Berufs qualiý ziert.ò (welt.de)2

ĂóIch verstehe durchaus 
die studentische Kritikô, 
sagte der Prªsident der 
K u l t u s m i n i s t e r k o n f e r e n z , 
M e c k l e n b u r g - Vo r p o m m e r n s 
Ressortchef Henry Tesch (CDU), der 
óBerliner Zeitungô. Die Lªnder hatten 
im Oktober einen MaÇnahmenkatalog 
zur Verbesserung der Bachelor- und 
Masterstudiengªnge vorgestellt. óJetzt 
geht es an die z¿gige Umsetzungô, 
sagte Tesch.ò3 

¦ber den Erfolg
Die protestierenden Sch¿ler_innen 
und Student_innen erhalten 
vermeintliche R¿ckendeckung von 
Seiten der Medien, wie der Poltik 
ï endlich artikuliert sich die Ăjunge 
Generationò wieder politisch. Der 
politische Winterschlaf an Schulen 
und Universitªten scheint vorbei 
zu sein. ¦berall in der BRD, und 
¿ber deren Grenzen hinaus stehen 
Studenten_innen und Sch¿ler_
innen f¿r Reformen im gesamten 
Bildungsbereich ein. Das war doch 
endlich mal wieder nºtig seit 68- toll, 
dass sich die jungen Leute wieder 
engagieren und gar so vern¿nftig 
agieren! So der Tenor aus Medien und 
Politik. 
Die Front der Verstªndnishaber 
steht dabei erstaunlich geschlossen. 
¦ber Parteigrenzen und nahezu alle 
ideologischen Lager hinweg, wird 
das, was sich momentan ereignet 
als zumindest partiell berechtigt 
wahrgenommen - aber MaÇ halten 
sollen sie schon die Protestierer.4 
Vor allem ist es erstaunlich, wie 
positiv sich auch die Erzeugnisse 
aus dem Hause Springer ªuÇern 
- da war man in der Geschichte der 
Proteste einen ganz anderen Umgang 
gewohnt: ĂLasst Bauarbeiter ruhig 
schaffen, kein Geld f¿r langbehaarte 
Affenò (gemeint sind die Studenten), 
war noch 68 der Ton, den die 

Springerpresse anschlug, wenn sie auf 
protestierende Studenten zu sprechen 
kam.Auch von studentischer Seite, 
war klar wie auf die entsprechenden 
Medienberichte reagiert werden 
sollte: nach dem Attentat auf Rudi 
Dutschke kam es schlieÇlich zu 
massiven Demonstrationen gegen 
die Springerpresse, deren Enteignung 
gefordert wurde und in deren Verlauf 
auch einige konzerneigene Fahrzeuge 
der heiÇen Verschrottung anheim 
ý elen. 

Repressive Toleranz

Die Fronten schienen damals 
klar gesteckt, heute freut sich die 
Bildzeitung mit den Protestierenden 
¿ber erste Erfolge. Was ist passiert, 
oder was passiert heute? Hat seit 68 
in der Medienlandschaft ein massiver 
Linksruck eingesetzt oder ist man 
allgemeinhin toleranter geworden 
gegen¿ber all denjenigen die ihren 
Protest kundtun? Wenn letzteres 
der Fall ist: woher r¿hrt diese Woge 
der Toleranz? Ist diese Toleranz 
taktischer Natur, um zu verhindern, 
dass der Protest Ăeskaliertò - aus 
Angst, davor, dass die Studenten sich 
nicht mehr damit zufrieden geben 
in nur den Hºrsªlen zu ¿bernachten 
und ihrer Wut ¿ber die Missstªnde 
im Bildungssystem anfangen auf 



militantere Weise Luft machen 
kºnnten? Oder verhªlt es sich nicht 
so, dass ein bestimmtes MaÇ an 
Kritik, solange es nicht tatsªchlich 
radikale Konturen annimmt 
systemimmanent notwendig und 
daher implizit erw¿nscht ist. Sind wir 
als Protestierende also schlicht ein 
Faktor, der dazu beitrªgt genau dieses 
Bildungssystem, gegen das wir uns 
wehren wollen, weiterhin am Laufen 
zu halten, indem wir uns gegen die 
schlimmsten Auswirkungen, also 
gewissermaÇen gegen die Spitze des 
Reformeisbergs zur Wehr setzen, 
und dabei nicht unter die Oberþ ªche 
sehen, unter der sich das viel grºÇere 
und tiefer gehende Fundament eben 
dieses Eisbergs verbirgt? 
Genau hierin liegt des Pudels Kern. 
Toleriert werden Forderungen, die 
sich nicht grundsªtzlich gegen die 
Entwicklungen im Bildungssytem 
stellen. Dabei nehmen sich die 
Entscheidungstrªger heraus, den 
Studierenden und Sch¿ler_innen zu 
erklªren, was sie zu fordern haben, 
alles andere ist Ăbarer Unfugò 
(Margret Wintermantel, Vorsitzende 
der Hochschulrektorenkonferenz). 
Offenherzig wird die Notwendigkeit 
von Korrekturen eingestanden und 
handwerkliche Umsetzungsfehler 
konstatiert, eine Entdemokratisierung 
der Hochschulen und die 
¥konomisierung des Bildungswesens 
gibt es aber nicht ï basta. Die 
repressive Toleranz (Marcuse) 
feiert frºhlich Urstªnd. Indem der 
Protest wahrgenommen und als 
Verbesserungsvorschlag umgedeutet 
wird, kann er zugleich politisch 
handhabbar gemacht werden, indem 
vermeintliches Entgegenkommen in 
einigen (wenigen) Punkten signalisiert 
wird.
Dieses Entgegenkommen der Politik, 
das Gewªhren einer Audienz beim 
wahren Souverªn, wird dann von 
einigen Protestaktiven gar als Erfolg 
verstanden, ist ihre Politik auch gerade 
daraufhin ausgerichtet, vermittels 
der Medien ein positives Bild in 
der ¥ffentlichkeit zu schaffen um 
so Luftpumpendruck auf die Politik 
auszu¿ben oder die Gesprªchsbasis 
mit eben diesem Souverªn nicht zu 
gefªhrden.

Die Forderungen, welche innerhalb 
des Protests artikuliert werden sind 
eben nicht per se inkompatibel mit den 
bestehenden Verhªltnissen, sondern 
zielen in ihrer Substanz lediglich auf 
eine andere Regulierung innerhalb des 
Bildungssystems ab. Dies erºffnet den 
politischen Entscheidungstrªgern die 
Flanke, in die momentan der vereinte 
Tross bis hin zu konservativen 
Medien und Politikern einfªllt, die 
Arme zur Umarmung geºffnet. Der 
Protest ist eben alles andere als 
links, auch wenn gewisse politische 
Gruppierungen, die sich das Label 
des Liberalismus anhaften, dies nicht 
wahrhaben wollen. Doch davon beim 
nªchsten Mal.

1http://www.bild.de/BILD/politik/2009/11/
18/studenten-proteste-zeigen-erfolge/politk-
knickt-vor-den-forderungen-der-studis-ein.html, 

aufgerufen am 25.11.2009
2http://www.welt.de/politik/bildung/article5251547/
Erstes-Bundesland-will-Bachelor-Studium-
umbauen.html, aufgerufen am 25.11.2009
3http://www.bild.de/BILD/politik/2009/11/13/
universitaet-streiks-der-studenten/proteste-unis-
machen-druck.html, aufgerufen am 25.11.2009
4     So wendet sich Johannes Schloemann in einem 
Kommentar in der der S¿ddeutschen Zeitung gegen 
eine Verquickung des Sozialen mit dem Bereich der 
Bildung. ĂB¿ndnis gegen Bolognaò S¿ddeutsche 
Zeitung vom 25.11.2009, S.4. 



Ein ñZettelkastenò von

Die Kritik an der Demokratie ist alt. 
Schon die alten Griechen stritten ¿ber 
die beste Regierungsform.
Lt. Aristoteles gibt es zu jeder 
Regierungsform (der Herrschaft: 
eines Einzigen (Monarchen), 
Weniger (Aristokraten), oder Aller 
(B¿rger)) nªmlich eine Form der 
Entartung. Und zwar dann, wenn 
die Regierenden nicht mehr dem 
Gemeinwohl, sondern sich selber 
dienen: Tyrannen-,Oligarchen-
,oder Pºbelherrschaft. Aktuell wird 
an diese Argumentationsmuster 
angeschlossen, wobei es 
bezeichnenderweise lediglich 
der ñPºbelò ist, der zum Problem 
geworden ist. 
Im folgenden soll versucht werden 
einen ersten Zugang zur, wie 
sich zeigen wird, problematisch 
gewordenen Demokratie zu schaffen.

Der klassische Entartungstopos lªÇt 
sich leicht wiedererkennen.
So bestand f¿r den Gr¿ndervater des 
Neoliberalismus, August von Hayek, 
das Problem der Demokratie in deren 
ñtotalitªrò werden. Sie verkomme 
zu einer ĂSchacherdemokratieò, 
in der organisierte Gruppen zur 
Durchsetzung ihrer Sonderinteressen 
das Parlament belagerten. F¿r Hayek 
kommen als solche Gruppen offenbar 
aber nur Vertreter wohlfahrtsstaatlicher 
Umverteilungspolitik in Frage, 
wenn er konstatiert ñunbeschrªnkte 
Demokratie artet notwendig zum 
Egalitarismus aus.ò (Friedrich A. 
von Hayek, Drei Vorlesungen ¿ber 
Demokratie, Gerechtigkeit und 
Sozialismus, T¿bingen 1977, S. 14 
f. zit. nach und aus Bettina Lºsch: 
Neoliberale Hegemonie als Gefahr 
f¿r die Demokratie. In: Butterwegge: 
Kritik des Neoliberalismus) 

In die gleiche Richtung zielt 
Lothar Spªth, der ba-w¿ôsche 

Ein beschrªnkter Artikel ¿ber: 
Die beschrªnkte Demokratie 

Ministerprªsident von 1978-1991, 
der lt. Claus Leggewie Ădas Lªndleò 
vom ñBonner Volksparteien-
Kl¿ngelò samt dortigen Verbªnden 
und Lobby und deren ĂOrdnung der 
Unersªttlichenò zum Ătechnologischen 
Entwicklungslandò werden sah. Die 
einzige Rettung: die ĂStunde der 
Exekutiveò einlªuten, um dem ein 
Ende zu bereiten (64).

Aktuell existiert eine Beschrªnkung 
der Demokratie auch in Form von 
privaten Politikberatungsý rmen, 
etwa der Bertelsmann Stiftung, 
auch genannt: ĂNebenregierung in 
G¿terslohò (wikipedia/bertelsmann 
stiftung), die ñmehr und mehr 
selbst zum ñStaatsapparatò werden 
ï ohne dabei jedoch demokratisch 
verfasst oder kontrolliert zu sein.ò 
(www.heise.de/tp/r4/art ikel/25/
25406/1.html)

Und schimmert auch auf europªischer 
Ebene durch, etwa in der Lissabon-
Strategie und deren offene Methode 
der Koordinierung (OMK), einer 
Handlungsform der Europªischen 
Gemeinschaft. Diese wird als 
ñintransparent und undemokratisch 
bezeichnet und als Aufweichung 
des Prinzips der Gewaltentrennung 
( E x e k u t i v e / R e g i e r u n g s c h e f s 
¿bernehmen Aufgaben der 
Legislative)ò (vgl. wikipedia/
Lissabon-Strategie). 
( Kommisarstruktur als 
undemokratisch UB Prªsenz) 

Auch auf die Uni wirkt sich diese 
Kritik aus, etwa, wenn Prof. MittelstraÇ 
beklagt, dass die Kollegialsysteme 
der Gruppenuniverstitªt ja ganz nett 
seien; sind aber Probleme zu lºsen, 
f¿hrten demokratische Verfahren 
aufgrund verschiedener Interessen zu 
Handlungs- und Reaktionsunfªhigkeit. 
Die Verantwortung sei zerlegt und 
somit niemand mehr verantwortlich. 
Dagegen m¿sse man ein 
professionelles Hochschulmanagent 

(den Unirat) einf¿hren (vgl.: Die 
Zukunft der Universitªt S.7f, in: Die 
Zukunft der Universitªt, Joerden et.al. 
2001). 
Nebenbei: das, auch als ñgeheimes 
Bildungsministeriumò titulierte, 
Centrum f¿r Hochschulentwicklung 
(CHE) ist eine Tochterstiftung der 
Bertelsmann und hat die Einf¿hrung 
von Studiengeb¿hren maÇbgeblich 
initiert.

All das bezeugt, dass Demokratie 
nicht wirklich ernst gemeint ist 
oder dass sie wirklich schlimme 
Probleme hat. Die SchluÇfolgerung, 
die Demokratie sei die Wurzel allen 
¦bels ist doch aber lªcherlich! Als 
ob (nur) der Sozialstaat ñtotalitªrò 
sei! Als ob (nur) der ñPºbelò am 
Schachern wªre! 
Was haben nicht die Banker 
geschachert! Und der Filz aus 
politischer Klasse (vor allem Juristen!) 
und Konzern-Lobby! Wir haben nicht 
zuviel Demokratie, sondern zuwenig! 
(Herbert v. Arnim) 

Hier zeigt doch nur, wer die mediale 
Deutungsmacht besitzt und wof¿r sie 
genutzt wird. F¿r einen ñKlassenkampf 
von obenò (Noam Chomsky: Haben 
und NIchthaben. Philo, 1998 S.5f), 
ein ñProjekt der Restaurierung von 
Klassenmachtò (David Harvey), 
bzw. einen ñIdeologischen Feldzug 
gegen das Klassendenkenò (W.F. 
Haug: Elemente einer Theorie des 
Ideologischen, Arument 1993, Kap.2) 
um all das zu verschleiern. (+Jena) 

Das ganze Eliten und Efý zienz-
Tammtamm, ist demnach nix weiter 
als der Versuch die Konzentration 
von Macht und Ressourcen zu 
legitimieren!

Haben die Neokonservativen etwa 
Recht, wenn sie davon ausgehen, 
dass ñdie Einsicht in die notwendigen 
universalen Ordnungen, vor allem 
in das Verhªltnis zur Natur eine 



Kontakt zur Redaktion, eigene 
Artikel Leserbriefe, Lob, Kritik, 

Tadel : 
streikzeitung2009@gmail.com

man ihm im Kern doch zustimmen: 
die Herstellung von Wettbewerb ist 
eine gute Sache. Aber, was heiÇt 
denn das? Daraus lªÇt sich doch eine 
Subventionierung der Schwachen 
ableiten, damit sie die teilweise 
sehr hohen Markteintrittsschranken 
¿berwinden kºnnen. Auf jeden Fall 
aber braucht es staatliche Eingriffe 
um Monopole zu verhindern. ñJa,ò 
- sagen da die Waschechten - ñbei 
vollkommenem Wettbewerb bilden 
sich keine Monopole heraus.ò 
Aber der Wettbewerb ist eben 
nicht vollkommen. Was ist schon 
vollkommen! Das ist doch pseudo-
religiºses Gewªsch! Und so was zu 
unseren achso aufgeklªrten Zeiten! 
Das alte Spiel: Auslegung und Predigt 
heiliger Schriften! 

Die Artikel spiegeln die Mei-Die Artikel spiegeln die Mei-
nungen der einzelnen Autoren  
und nicht des gesamten Be-
setzerkollektivs wider

schwierige Aufgabe ist, die die 
Mehrheit der Menschen nicht 
zu leisten vermag, so dass den 
Eliten eines Gemeinwesens diese 
Verantwortung obliegt. Sie d¿rfen 
den Menschen vorschreiben, wie sie 
zu leben haben, sie d¿rfen sie[...] 
auch bel¿gen.ò? (wikipedia.org/
wiki/Leo_Strauss#Strauss.E2.80.99_
Pl .C3.A4doyer_f .C3.BCr_das_
antike_Naturrecht)

Zielen die Eliteuniversitªtskon
zeptionen nicht genau in diese 
Richtung - Schaffung einer techno-
wissenschaftlichen Priesterkaste? 
Wie kºnnen entgegendem 
Wissenschaftler sich der ¥ffentlichkeit 
gegen¿ber demokratisch verhalten? 
Wer mit dar¿ber nachdenken will sei 
herzlich eingeladen.
++++++++++++++++++++++++++

Schrottplatz:

Eine Suche im Katalog der UB nach 
ñKriseò und ñDemokratieò liefert 
Titel aus den Jahren 1930 bis 2009. 
In den Debatten der Gegenwart 
ý ndet sich die Rede von einer Krise 
der Demokratie in Bezug auf die 
EU, Deutschland, aber auch der 
universtitªren Selbstverwaltung. Aber 
selbst weit in der Vergangenheit, zu 
den Anfªngen unserer Kultur, ý ndet 
sich Demokratie-Kritik: 

Fast so gut wie ñMatrixò? Nicht 
ganz, leider. Denn so einfach: 
Hier die ñGutenò, da die ñBºsenò 
ist es nicht. Es kann einen leicht 
verwirren: Liest man die Texte im 
Orginal, z.B. von Hayek, so kann 
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